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Vorwort

Im März 2016 trafen sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus ganz 
Mitteleuropa in Regensburg, um das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch 
(ADHGB) von 1861 erstmals in seiner supranationalen Dimension zu unter-
suchen. Die Ergebnisse unserer gemeinsamen historischen und vergleichenden 
Arbeit sind in diesem Band nachzulesen. Als Herausgeber danken wir allen 
Kolleginnen und Kollegen sehr herzlich für ihre Bereitschaft zur Mitwirkung 
an diesem Pionierprojekt, das in der eingehenden Befassung mit der mitteleuro-
päischen Zivilrechtsentwicklung der Zwischenkriegszeit bereits seine Fortset-
zung gefunden hat. Trotz erheblicher Bemühungen ist es leider nicht gelungen, 
die zugesagten Beiträge zum Handelsgesetz für Bosnien und die Herzegowina 
von 1883 und zur Entwicklung in Ungarn nach 1920 zu gewinnen, so dass 
wir insofern auf einen Herausgeberbeitrag sowie den Ausblick im Beitrag zu 
»Transleithanien« verweisen müssen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Regensburger Lehrstuhls für Bür-
gerliches Recht, Deutsche und Europäische Rechtsgeschichte sowie Kirchen-
recht, allen voran Caroline Berger, haben wertvolle Hilfe sowohl bei der Orga-
nisation der Tagung als auch bei der Vorbereitung dieses Bandes geleistet. Auch 
ihnen gilt unser herzlicher Dank. Ebenso herzlich danken wir der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem Förderverein Europäische Rechts-
kultur e.V., ohne deren Unterstützung wir diesen neuen Blick auf das ADHGB 
nicht unternehmen hätten können. Unser besonderer Dank gilt nicht zuletzt 
der Bayerischen Staatsministerin für Wirtschaft und Medien, Energie und 
Technologie Ilse Aigner, die die Schirmherrschaft übernommen hat.

Bereits frühzeitig hat Herr Dr. Franz-Peter Gillig Interesse an den Ergebnis-
sen unserer Arbeit bekundet. Frau Daniela Taudt, LL.M. sowie Frau Dominika 
Zgolik waren damit befasst, aus einem Stapel Manuskripte ein schönes Buch zu 
machen. Dafür sind wir sehr dankbar und freuen uns, dass die Ergebnisse auch 
dieses Projekts im Verlag Mohr Siebeck erscheinen können.

Regensburg im Februar 2018  Martin Löhnig
 Stephan Wagner
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Grußwort  
der Bayerischen Staatsministerin  

für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie  
und Stellvertretenden Ministerpräsidentin  

des Freistaates Bayern

Die Schaffung eines gemeinsamen Rechts- und Wirtschaftsraums in Europa ist 
eine Aufgabe, die sich nicht erst heute stellt. Schon das 19. Jahrhundert kennt auf 
dem Gebiet des Wirtschaftsrechts erfolgreiche Kodifikationsvorhaben wie das 
Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch (ADHGB), das den Geschäftsverkehr 
in Mitteleuropa bestimmt und dabei die Funktion eines gemeinsamen Obliga-
tionenrechts übernimmt.

Anders als die von Preußen mit »Blut und Eisen« erzwungene Reichsgrün-
dung bieten die auf Initiative Bayerns in Nürnberg aufgenommenen Arbeiten 
am ADHGB das gelungene Gegenbeispiel einer friedlichen Zusammenarbeit, 
die im Konsens einen gemeinsamen Rechtsraum in ganz Mitteleuropa geschaf-
fen hat von Aachen bis Lemberg, von Lübeck bis Split. Das ADHGB gilt da-
her unter Fachleuten als die vielleicht »erfolgreichste deutsche Kodifikation« 
überhaupt.

Die Federführung innerhalb der Bayerischen Staatsregierung lag damals 
beim Staatsministerium des Königlichen Hauses und des Äußern, das 1928 mit 
dem Staatsministerium für Handel, Industrie und Gewerbe vereinigt wurde, 
in dessen Nachfolge heute das Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie steht.

Bayern ist sich des gemeinsamen Erbes sehr wohl bewusst, das es mit sei-
nen mitteleuropäischen Partnern in Slowenien und Kroatien sowie den Vise-
grád-Staaten Polen, Tschechien, der Slowakei und Ungarn verbindet: Denn 
Laibach oder Zagreb liegen ebenso wenig auf dem Balkan wie München – und 
Krakau oder Brünn gehören ebenso wenig zu Osteuropa wie Nürnberg.

Ich freue mich daher ganz besonders, dass die Fakultät für Rechtswissen-
schaft an der Universität Regensburg ein internationales Symposium zur Entste-
hungs- und Wirkungsgeschichte des ADHGB durchführt, für das ich sehr gerne 
die Schirmherrschaft übernehme und dem ich viel Erfolg wünsche. Die Uni-
versität Regensburg erfüllt dabei in mehrfacher Hinsicht wieder ihre Brücken-
funktion, zum einen zwischen den rechtshistorischen Wurzeln der Vergangen-
heit und den rechtspolitischen Anforderungen der Gegenwart, zum anderen 
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zwischen der juristischen Dogmatik und der wirtschaftlichen Praxis. Vor allen 
Dingen aber leistet sie einen weiteren wertvollen Beitrag, um den Eisernen Vor-
hang endgültig zu überwinden.

Ilse Aigner, MdL 

Grußwort
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Einführung

Stephan Wagner

Das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch (ADHGB) von 1861 gilt bei sei-
nem Erscheinen als das »gründlichste und beste unter den vorhandenen Euro-
päischen Handelsgesetzbüchern«.1 Gleichwohl wird es von der Privatrechts-
geschichte bislang eher stiefmütterlich behandelt. Im Handwörterbuch zur 
deutschen Rechtsgeschichte etwa wird das ADHGB – anders als vergleichbare 
Kodifikationen – nicht in einem eigenen Artikel berücksichtigt, sondern nur 
im Beitrag zum Handelsrecht bzw. zum Handelsgesetzbuch von 1897 kurz ge-
streift.2 Selbst zu seinem 150-jährigen Geburtstag im Jahre 2011 hat es weder 
in der Literatur noch im Rahmen einer wissenschaftlichen Tagung eine beson-
dere Würdigung erfahren. Lediglich das von Coing herausgegebene Handbuch 
sowie das 2009 erschienene Handwörterbuch des Europäischen Privatrechts 
widmen dem ADHGB einen eigenen Eintrag, der sich aber naturgemäß jeweils 
auf eine Darstellung der wichtigsten historischen Fakten beschränkt.3 Auch 
monographische Abhandlungen liegen bislang nur zu bestimmten Teilaspekten 
vor.4 Um diese Forschungslücke zu schließen, möchte dieser Band die Bedeu-

1 So der Doyen der Handelsrechtswissenschaft Levin Goldschmidt, Der Abschluß 
und die Einführung des allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs, ZHR 5 (1862), 204, 225. 
– Zur Etablierung der Handelsrechtswissenschaft im 19. Jahrhundert ders., Ueber die wis-
senschaftliche Behandlung des deutschen Handelsrechts und den Zweck dieser Zeitschrift, 
ZHR 1 (1858), 1 ff. Ferner Karl Otto Scherner, Die Modernisierung des Handelsrechts 
im 19. Jahrhundert, in: ders. (Hrsg.), Modernisierung des Handelsrechts im 19. Jahrhundert, 
Beihefte der ZHR, Heft 66, Heidelberg 1993, S. 9 ff.; Joachim Rückert, Handelsrechts-
bildung und Modernisierung des Handelsrechts durch Wissenschaft zwischen ca. 1800 und 
1900, aaO., S. 19, 42 ff.; Marc Winiger, Handelsrecht und Handelsrechtswissenschaft im 
19. Jahrhundert, in: Lukas Gschwend/René Pahud de Mortanges (Hrsg.), Wirtschaftsrechts-
geschichte der Modernisierung in Mitteleuropa – Zur Wechselwirkung zwischen wirtschaft-
lichen und rechtlichen Entwicklungen im Rahmen der grossen Transformation 1750–1850, 
Zürich 2009, S. 125, 128 ff. 

2 Vgl. Thomas Henne, Art. »Handelsgesetzbuch«, in: HRG, 2. Aufl., Bd. II, Lfg. 11 
(2010), Sp. 712, 713; Karl Otto Scherner, Art. »Handelsrecht«, aaO., Sp. 714, 725 f. 

3 Christoph Bergfeld, Handelsrecht Deutschland, in: Helmut Coing (Hrsg.), Hand-
buch der Quellen und Literatur der neueren europäischen Privatrechtsgeschichte, Bd. III/3 
München 1986, S. 2853, 2948–2959; Andreas M. Fleckner, Art. »Allgemeines Deutsches 
Handelsgesetzbuch«, Handwörterbuch des Europäischen Privatrechts, Bd. I, Tübingen 2009, 
S. 45–50. 

4 Insoweit sind zunächst die Dissertation und Habilitation von Peter Raisch zu nen-
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tung des ADHGB für die Entwicklung des Obligationenrechts in Mitteleuropa 
analysieren.

Dass das ADHGB ebenso wie der Deutsche Bund ein rechtshistorisches 
Mauerblümchendasein fristet, mag seine Ursache im überkommenen Macht-
staatdenken des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts haben. Denn anders 
als die von Bis marck unter Bruch der Bundesverfassung mit »Blut und Eisen« 
erzwungene Reichsgründung bieten die auf bayerische Initiative aufgenom-
menen Arbeiten am ADHGB das erfolgreiche Gegenbeispiel einer Koopera-
tion im Konsens. Zwar hatte der Deutsche Bund keine entsprechende Gesetz-
gebungskompetenz, aber alle Bundesstaaten bis auf Luxemburg, Limburg und 
Schaumburg-Lippe führten das ADHGB jeweils als Landesrecht ein. Dies gilt 
insbesondere für die gesamte preußische Monarchie einschließlich der nicht 
zum Deutschen Bund gehörenden Provinzen Posen und Preußen (West- und 
Ostpreußen) sowie für das Kaisertum Österreich, dessen Einführungsgesetz 
dabei den Geltungsbereich des ADHGB – mit Ausnahme des Fünften Buchs 
»Vom Seehandel« – als »Allgemeines Handelsgesetzbuch« (AHGB) ebenfalls 
nicht nur auf die zum Deutschen Bund gehörenden Gebiete erstreckt, sondern 
darüber hinaus auch auf Venetien, Dalmatien, Galizien und die Bukowina.

Des Weiteren steht das ADHGB nach dem Österreichisch-Ungarischen Aus-
gleich von 1867 Pate für das ungarische Handelsgesetz von 1875, das seinerseits 
das Handelsgesetz für Bosnien-Herzegowina von 1883 prägt. Auch der Ent-
wurf eines schweizerischen Handelsrechtes von 1864 und der italienische Co-
dice di commercio von 1882 werden durch das ADHGB beeinflusst. Die Wir-
kungsgeschichte des ADHGB beschränkt sich also nicht nur auf den Raum, 
wo seine Geltung einmal unmittelbar angeordnet worden war (ratione imperii), 
sondern strahlt darüber hinaus kraft seiner inneren Qualität (imperio rationis) 
auch auf Länder aus, die nie zum Deutschen Bund gehört haben.5

nen, vgl. ders., Die Abgrenzung des Handelsrechts vom Bürgerlichen Recht als Kodifika-
tionsproblem im 19. Jahrhundert, Beihefte der ZHR, Heft 27, Stuttgart 1962, S. 116 ff. bzw. 
ders., Geschichtliche Voraussetzungen, dogmatische Grundlagen und Sinnwandlung des 
Handelsrechts, Karlsruhe 1965. Ferner Diethard Bühler, Die Entstehung der allgemei-
nen Vertragsschluß-Vorschriften im Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuch, Frankfurt 
a.M. 1991; Friedrich Benedict Heyn, Die Entwicklung des Eisenbahnfrachtrechts von 
den Anfängen bis zur Einführung des Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuches, Frank-
furt a.M. 1996, S. 397 ff.; Carsten Engler, Die Kommanditgesellschaft (KG) und die stille 
Gesellschaft im Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuch (ADHGB) von 1861, Frankfurt 
a.M. 1999. – Einen breiteren Ansatz wählt allein Hans-Joachim Hauser, Zum Einfluß der 
Vorschriften über das Handelsgeschäft im Vierten Buch des Allgemeinen Deutschen Han-
delsgesetzbuchs von 1861 auf das BGB, Stuttgart 1985. 

5 Vgl. ferner Corjo J. H. Jansen, Das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch (1861) 
und das niederländische Handelsrecht in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, ZNR 38 
(2016), 193 ff. 
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Selbst bei der Entwicklung außerhalb Europas spielt das ADHGB eine bislang kaum 
wahrgenommene Rolle, wenn etwa die Indian Law Commission die Heranziehung ge-
sellschaftsrechtlicher Vorschriften aus dem ADHGB erwägt6 oder auf seiner Grundlage 
der erste Entwurf eines Handelsgesetzbuchs für Japan erstellt wird.7

Der Grund, warum das ADHGB überhaupt die Funktion eines gemeinsamen 
Obligationenrechts wahrnehmen konnte, sind die Art. 271–277 ADHGB, die 
den Begriff der Handelsgeschäfte definieren. Da die Vorschriften des Vier-
ten Buchs »Von den Handelsgeschäften« (Art. 271–431 ADHGB) grundsätz-
lich auch dann Anwendung finden, wenn es sich nur für einen der beiden Ver-
tragspartner um ein Handelsgeschäft handelt (Art. 277 ADHGB), erfasst das 
 ADHGB in der Praxis eine Vielzahl der Fälle und tritt an die Stelle das jeweils 
einschlägigen Schuldrechts, das nur noch bei Geschäften unter Nichtkaufleu-
ten zum Zuge kommt. Angesichts der im 19. Jahrhundert bestehenden Rechts-
zersplitterung verdrängt das ADHGB auf diese Weise ab 1861 die partikula-
ren Obligationenrechte und sorgt im alltäglichen Leben für Rechtseinheit und 
Rechtssicherheit. Dadurch entsteht auf friedliche Art und Weise ein gemein-
samer Rechtsraum in ganz Mitteleuropa, so die Hypothese, von Aachen bis 
Lemberg und von Lübeck bis Split. Auch Zeitgenossen nehmen dies Ende des 
19. Jahrhunderts so wahr:

»Das [allgemeine] deutsche Handelsgesetzbuch hatte in allen deutschen Bundesstaaten 
Geltung, schon bevor es durch die Gesetzgebung des Reichs zum Reichsgesetz erhoben 
wurde. Aber es führte damals seine Geltung auf die Landesgesetzgebung zurück. Es 
war für die deutschen Staaten gemeinsames Recht und ist erst durch die Reichsgesetz-
gebung gemeines Recht geworden. – Gemeinsames Recht ist das Handelsgesetzbuch noch 
heute zwischen Deutschland und Österreich (mit Ausnahme der Länder der ungarischen 
 Krone).«8

Formal gesehen löst sich dieser Rechtsraum Anfang des 20. Jahrhunderts wieder 
auf, als in Deutschland zum 1. Januar 1900 (mit dem BGB) das HGB von 1897 in 
Kraft tritt und vor allen Dingen als Österreich-Ungarn nach dem Ersten Welt-
krieg auseinander bricht. Dies zeigt sich etwa daran, dass der handelsrechtliche 

6 Stelios Tofaris, A Historical Study of the Indian Contract Act 1872, Thesis (Ph.D.), 
University of Cambridge 2011, S. 217 in Fn. 286 m.w.N. 

7 Hermann Roesler, Entwurf eines Handels-Gesetzbuches für Japan mit Commentar, 
Bd. I–II, Tokio 1884 (Neudruck, Tokio 1996). – Vgl. hierzu Paul-Christian Schenck, Der 
deutsche Anteil an der Gestaltung des modernen japanischen Rechts- und Verfassungswesens 
– Deutsche Rechtsberater im Japan der Meiji-Zeit, Stuttgart 1997, S. 102 ff.; Harald Baum/
Eiji Takahashi, Commercial and Corporate Law in Japan: Legal and Economic Develop-
ments after 1868, in: Wilhelm Röhl (ed.), History of Law in Japan since 1868, Leiden 2005, 
S. 330, 351 ff., 355 ff.; Anna Bartels-Ishikawa (Hrsg.), Hermann Roesler – Dokumente 
zu seinem Leben und Werk, Berlin 2007, S. 61 ff.; Kon Sik Kim, Codification in East Asia: 
Commercial Law, in: Wen-Yeu Wang (ed.), Codification in East Asia – Selected Papers from 
the 2nd IACL Thematic Conference, Cham 2014, S. 61, 64, 75 f. 

8 Ferdinand Regelsberger, Pandekten, Bd. I, Leipzig 1893, S. 119 mit Fn. 7. 
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Standardkommentar von Staub, der seit 1896 sowohl die deutsche als auch die 
österreichische Rechtsprechung zum ADHGB berücksichtigt hatte,9 ab 1904 in 
einer eigenen österreichischen Ausgabe erscheint,10 während die deutsche Aus-
gabe ab 1900 das neue »reichsdeutsche« HGB von 1897 behandelt.11

In den Nachfolgestaaten der Doppelmonarchie werden das AHGB und das 
ungarische Handelsgesetz aber zumeist in ihrem alten Geltungsgebiet wei-
ter angewendet, bis sie durch neue Kodifikationen in der Zwischenkriegszeit 
ab gelöst werden, mitunter aber auch erst nach dem Zweiten Weltkrieg. Der 
Rechtsraum mag also wesentlich länger bestanden haben. Außerdem drängt 
sich die Frage auf, inwieweit ursprüngliche Rechtsgedanken und Lösungswege 
des ADHGB jeweils in die neuen Kodifikationen übernommen wurden und 
somit immer noch weiterleben.

In räumlich-zeitlicher Hinsicht wird daher zunächst der unmittelbare Gel-
tungsbereich des ADHGB untersucht, in dem es Gesetzeskraft besaß.12 Dies 
sind zum einen »Deutscher Bund, Norddeutscher Bund und Deutsches Reich« 
sowie zum anderen »Cisleithanien«, das heißt die österreichische Hälfte der 
Doppelmonarchie »Österreich-Ungarn (1867–1918)«. In »Transleithanien« hin-
gegen trat mit dem ungarischen Handelsgesetz von 1875 eine formal selbstän- 
dige Kodifikation in Kraft. Gleiches gilt für das Handelsgesetz von 1883 im 
Kondominium »Bosnien-Herzegowina (1878–1918)«. Eine Synopse am Ende 
dieses Bandes stellt deshalb die Vorschriften zu Kaufleuten und Handelsge-
schäften im ADHGB und dem ungarischen Handelsgesetz einander gegen-
über.13

 9 Hermann Staub, Kommentar zum Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuch 
(ohne Seerecht), 3./4. Aufl., J. J. Heines Verlag, Berlin 1896, Vorrede, S. IV: »Neu ist die Be-
rücksichtigung der österreichischen Rechtsprechung.« – In den beiden vorangegangenen Auf-
lagen war dies demnach noch anders, vgl. 1. Aufl., 1893 bzw. 2. Aufl., 1894. 

10 Hermann Staub/Oskar Pisko, Kommentar zum Allgemeinen Deutschen Handels-
gesetzbuch – Ausgabe für Österreich, Bd. I–II, 1. Aufl., Manz, Wien 1904; 2. Aufl., 1908/10; 
3. Aufl., 1935/38. 

11 Hermann Staub, Kommentar zum Handelsgesetzbuch, Bd. I–II, 6./7. Aufl., J. J. 
Heines Verlag, Berlin 1900. Die Vorauflage hatte noch das ADHGB zum Gegenstand, vgl. 
5. Aufl., aaO. 1897. – Zu Staubs Œuvre insgesamt Jan Thiessen, »Ein ungeahnter Erfolg« 
– zur (Rezeptions-)Geschichte von Hermann Staubs Kommentaren, in: Festschrift für Her-
mann Staub zum 150. Geburtstag, Berlin 2006, S. 55 ff. 

12 Immer noch in Kraft sind die meisten Vorschriften der Art. 271–359 ADHGB im Fürs-
tentum Liechtenstein, das als Mitglied des Deutschen Bundes mit Gesetz vom 16. September 
1865 (LGBl. 1865 Nr. 10) ebenfalls das ADHGB eingeführt hat: Letzte Kundmachung vom 
21. Oktober 1997 (LGBl. 1997 Nr. 193). – Vgl. hierzu Peter Schierscher, Erster Diskus-
sionsbericht, in: Benedikt Marxer/Fritz Reichert-Facilides/Anton K. Schnyder (Hrsg.), 
Gegen wartsfragen des liechtensteinischen Privat- und Wirtschaftsrechts, Tübingen 1998, S. 9, 
12 f.; Elisabeth Berger , Rezeption im liechtensteinischen Privatrecht unter besonderer 
Berücksichtigung des ABGB, 2. Aufl., Wien 2011, S. 65 f. 

13 Siehe unten S. 362 ff. 
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Sodann richtet sich der Blick auf das Fortleben dieser Kodifikationen in 
den Nachfolgestaaten der Donaumonarchie nach 1918: Dies sind die »Re-
publik Öster reich (1918–1938)«, das »Königreich Ungarn (1920–1946)«, die 
»Tschechoslowakische Republik (1918–1938)«, die »Republik Polen (1918–
1939)«, das »Königreich Jugoslawien (1918–1941)« und das »Königreich Rumä-
nien (1881–1947)«. Ferner wird der Einfluss des ADHGB auf die Entwicklung 
im »Königreich Italien (1861–1946)« und in der »Schweizerischen Eidgenossen-
schaft« analysiert.

In sachlicher Hinsicht stehen dabei jeweils folgende Fragen im Mittelpunkt: 
Wie wird der Anwendungsbereich des Handelsrechts gefasst? Gilt es bei ein-
seitigen Handelsgeschäften auch für Nichtkaufleute? Wie gestaltet sich dabei 
das Verhältnis des Handelsrechts zum allgemeinen Zivilrecht? Hat das Han-
delsrecht bei Zersplitterung des Zivilrechts eine Klammerfunktion? Werden 
für Handelsgeschäfte geltende Regelungen in das allgemeine Zivilrecht über-
nommen? Besteht eine einheitliche Handelsgerichtsbarkeit? Gibt es Höchst-
gerichte, deren Entscheidungen über ihre Jurisdiktion hinaus auch in anderen 
Ländern aufgegriffen werden? Welche persönlichen Kontakte und Netzwerke 
bestehen einerseits zwischen Wissenschaft und Praxis sowie andererseits über 
Landesgrenzen hinweg? Welche Bedeutung hat das Kollisionsrecht und liegen, 
bei Möglichkeit einer Rechtswahl, insoweit rechtstatsächliche Erkenntnisse vor 
(insbesondere in der Tschechoslowakei, Polen, Jugoslawien und Rumänien)?

Insgesamt soll die Behandlung dieser Fragen Aufschluss darüber geben, in-
wieweit und wie lange im 20. Jahrhundert ein gemeinsamer Rechtsraum be-
stand. Hierdurch lassen sich möglicherweise auch Ursachen für den Erfolg und 
Funktionsbedingungen eines solchen Rechtsraums abstrakt bestimmen. Die 
vielleicht »erfolgreichste deutsche Kodifikation«14 verspricht insoweit auch für 
die gegenwärtigen europäischen Projekte einer Rechtsvereinheitlichung wert-
volle Erkenntnisse.

14 So Werner Schubert (Hrsg.), Einleitung, S. XV zu Prot. ADHGB, Bd. 1. 
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Entstehungsgeschichte der Art. 4–5, 10–11  
und 271–277 ADHGB

Stephan Wagner

I. Einleitung

Der bedeutendste gesetzgeberische Erfolg des Deutschen Bundes (1815–1866) ist 
das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch (ADHGB) von 1861,1 obwohl er 
nach seiner Verfassung insoweit keine eigene Gesetzgebungskompetenz besaß 
und auf die Mitwirkung seiner Bundesstaaten angewiesen war.2 Denn die Deut-
sche Bundesakte vom 8. Juni 1815 und die Wiener Schlussakte vom 15. Mai 1820 
geben den Bundesstaaten lediglich als Programmsatz auf, künftig »wegen des 
Handels und Verkehrs … in Berathung zu treten« (Art. 19 DBA),3 »um durch 
gemeinschaftliche Uebereinkunft zu möglichst gleichförmigen Verfügungen 
darüber zu gelangen« (Art. 65 WSA).4

1 Vgl. etwa Franz Laufke, Der Deutsche Bund und die Zivilgesetzgebung, in: Festschrift 
Hermann Nottarp, Karlsruhe 1961, S. 1, 8 ff.; Heinrich Getz, Die deutsche Rechtsein-
heit im 19. Jahrhundert als rechtspolitisches Problem, Bonn 1966, S. 136 ff., 146 ff.; Helmut 
Rump ler, Das »Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch« als Element der Bundesreform im 
Vorfeld der Krise von 1866, in: ders. (Hrsg.), Deutscher Bund und deutsche Frage 1815–1866, 
München 1990, S. 215 ff.; Claudia Schöler, Deutsche Rechtseinheit – Partikulare und na-
tionale Gesetzgebung 1780–1866, Köln 2004, S. 299 ff.; Jürgen Müller, Deutscher Bund 
und deutsche Nation 1848–1866, Göttingen 2005, S. 412 ff.; Johannes W. Flume, Law and 
Commerce: The Evolution of Codified Business Law in Europe, (2014) 2 Comparative Legal 
History 45, 56 ff.; Gero Fuchs, Die politische Bedeutung des Allgemeinen Deutschen Han-
delsgesetzbuchs im 19. Jahrhundert, Bonner Rechtsjournal 2013, 13 ff. – Zur Entstehungs-
geschichte des ADHGB aus zeitgenössischer Sicht Levin Goldschmidt, Handbuch des 
Handelsrechts, Bd. I: Geschichtlich-literarische Einleitung und die Grundlehren, 2. Aufl., 
Stuttgart 1875, §§ 13 ff., S. 84 ff. 

2 Zum Verhältnis von partikularer und nationaler Gesetzgebung nach zeitgenössischem 
Verständnis vgl. Laufke, Festschrift Nottarp (o. Fn. 1), S. 1, 2 ff.; Schöler, Deutsche Rechts-
einheit (o. Fn. 1), S. 141 ff., 169 ff. 

3 Art. 19 DBA »Die Bundesglieder behalten sich vor, bey der ersten Zusammenkunft 
der Bundesversammlung in Frankfurt wegen des Handels und Verkehrs zwischen den ver-
schiedenen Bundesstaaten, so wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung der auf dem Congreß 
zu Wien angenommenen Grundsätze, in Berathung zu treten.« 

4 Art. 65 WSA »Die in den besondern Bestimmungen der Bundesacte, Artikel 16, 18, 19 
zur Berathung der Bundesversammlung gestellten Gegenstände bleiben derselben, um durch 
gemeinschaftliche Uebereinkunft zu möglichst gleichförmigen Verfügungen darüber zu ge-
langen, zur fernern Bearbeitung vorbehalten.« 
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Trotz der immer lauter werdenden Forderungen nach einer Vereinheit-
lichung des Handelsrechts auf Bundesebene5 kommt es im Vormärz aber im 
Wesentlichen nur zu partikularen Kodifikationsentwürfen, wie dem Entwurf 
eines Handelsgesetzbuches für das Königreich Württemberg (1839/40)6 und dem 
Entwurf einer Handels- und Wechsel-Ordnung für das Herzogthum Nassau 
(1842)7.8 Allein das Wechselrecht erfährt mit der – noch vor der Märzrevolution 
1848 – von der Leipziger Wechselrechtskonferenz (1847) unter dem Dach des 
Deutschen Zollvereins entworfenen Allgemeinen Deutschen Wechselordnung 
(1848)9 eine einheitliche Regelung.10

Erst die Paulskirchenverfassung vom 28. März 1849 sieht eine Gesetzge-
bungskompetenz des Reiches für das »Handels- und Wechselrecht« vor (§ 64).11 
Schon im Dezember 1848, also noch vor der Annahme der Verfassung durch die 
Nationalversammlung, nimmt eine durch das Reichsministerium der Justiz ein-
gesetzte vierköpfige Kommission die Arbeiten an einem Handelsgesetzbuch auf. 
Vom Entwurf eines allgemeinen Handelsgesetzbuches für Deutschland (1849),12 
dem sog. Frankfurter Entwurf, erscheint jedoch nur die Erste Abteilung.13

 5 Hierzu Schöler, Deutsche Rechtseinheit (o. Fn. 1), S. 147 ff. 
 6 Entwurf eines Handelsgesetzbuches für das Königreich Württemberg mit Motiven, 

Theil I–II, Stuttgart 1839/40. – Vgl. hierzu H. F. Osiander, Der Entwurf zu einem neuen 
Handelsgesetzbuch für das Königreich Württemberg, vom praktischen Gesichtspunkt be-
leuchtet, Tübingen 1844. 

 7 Entwurf einer Handels- und Wechsel-Ordnung für das Herzogthum Nassau, Wies-
baden 1842. 

 8 Hierzu Peter Raisch, Die Abgrenzung des Handelsrechts vom Bürgerlichen Recht 
als Kodifikationsproblem im 19. Jahrhundert, Beihefte der ZHR, Heft 27, Stuttgart 1962, 
S. 71 ff. bzw. S. 86 f.; Gabriele Mayer , Württembergs Beitrag zu den rechtsvereinheit-
lichenden Bemühungen des Deutschen Bundes auf dem Gebiete des Privatrechts 1815–1847, 
Heidelberg 1974, S. 95 ff. bzw. S. 105; Christoph Bergfeld, Der Entwurf eines Handels-
gesetzbuchs für das Königreich Württemberg von 1839, Ius Commune 7 (1978), 226 ff. 

 9 RGBl. 1848, Nr. 6, S. 19. 
10 Zur Einführung der ADWO als Reichsgesetz durch die Frankfurter Nationalversamm-

lung bzw. als Landesrecht Ulrich Huber, Das Reichsgesetz über die Einführung einer all-
gemeinen Wechselordnung für Deutschland vom 26. November 1848, JZ 1978, 785 ff.; Kurt 
v. Pannwitz, Die Entstehung der Allgemeinen Deutschen Wechselordnung – Ein Beitrag 
zur Geschichte der Vereinheitlichung des deutschen Zivilrechts im 19. Jahrhundert, Frankfurt 
a.M. 1999, S. 165 f., 170 ff. bzw. 191 ff. 

11 § 64 »Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlassung allgemeiner Gesetzbücher über 
bürgerliches Recht, Handels- und Wechselrecht, Strafrecht und gerichtliches Verfahren die 
Rechtseinheit im deutschen Volke zu begründen.« 

12 Entwurf eines allgemeinen Handelsgesetzbuches für Deutschland – Von der durch das 
Reichsministerium der Justiz niedergesetzten Commission, Erste Abtheilung, J. D. Sauer-
länder’s Verlag, Frankfurt am Main 1849. Neue Edition durch Theodor Baums (Hrsg.), 
Entwurf eines allgemeinen Handelsgesetzbuches für Deutschland (1848/49) – Text und Ma-
terialien, Beihefte der ZHR, Heft 54, Heidelberg 1982. – Vgl. hierzu Carl Heinrich Lud-
wig Brinckmann, Würdigung des Entwurfes eines allgemeinen Handelsgesetzbuches für 
Deutschland, welchen die durch das Reichsministerium der Justiz niedergesetzte Kommis-
sion veröffentlicht hat, AcP 32 (1849), 356–400; AcP 33 (1850), 67–100; AcP 34 (1851), 151–173. 
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Nach dem Scheitern der Revolution von 1848/49 und der Wiederherstellung 
des Deutschen Bundes versucht Württemberg 1854 wieder den Zollverein für 
eine gemeinsame Handelsgesetzgebung zu aktivieren.14 Schließlich ergreift 
Bayern die Initiative und stellt am 21. Februar 1856 in der Bundesversammlung 
den Antrag, nach dem Vorbild der ADWO »eine Commission zur Entwerfung 
und Vorlage eines allgemeinen Handelsgesetzbuches für die deutschen Bundes-
staaten« einzusetzen, allerdings eben nicht durch den Zollverein, sondern durch 
den Deutschen Bund, wenngleich eingeräumt wird, dass weiterhin »natürlich 
stets der Zollverein« die Grundlage für die gemeinsame Entwicklung von Han-
del und Industrie bilde.15

Vor dem Hintergrund der orientalischen Krise und des Krimkriegs (1853–
1856) wird die Notwendigkeit einer Reform des Deutschen Bundes vor allem 
für die Mittelstaaten virulent.16 Auch die am 15. September 1855 bei der Eröff-
nung des Bayerischen Landtags gehaltene Thronrede von König Maximilian II. 
nimmt hierauf Bezug, indem sie voranstellt, »daß die Segnungen des Friedens 
unserm Vaterlande erhalten worden sind, und daß in Mitten großer Kämpfe 
der deutsche Bund seine Eintracht bewahrt hat«.17 Während die Erste Kammer 
der Reichsräte es in ihrer Antwortadresse bei der Hoffnung und dem Wunsch 
belässt, dass »jene Eintracht bewahrt und befestigt werden« möge,18 entzün-
det sich in der Zweiten Kammer der Abgeordneten eine lebhafte Diskussion an 
der Frage, wie konkret die Ziele einer Bundesreform in ihrer Adresse benannt 
werden sollen.19 Am Ende entscheidet sich die Zweite Kammer zwar dagegen, 

13 Raisch, Abgrenzung des Handelsrechts (o. Fn. 8), S. 87 ff.; Theodor Baums, Einfüh-
rung – Entwurf eines allgemeinen Handelsgesetzbuches für Deutschland (1848/49), in: ders., 
Beiträge zur Geschichte des Wirtschaftsrechts, Tübingen 2012, S. 33, 57 ff., 65 ff. 

14 Verhandlungen der Zehnten Generalkonferenz in Zollvereins-Angelegenheiten (1854), 
§ 54, S. 153 ff. – Hierzu Raisch, Abgrenzung des Handelsrechts (o. Fn. 8), S. 99 f.; Dietmar 
Mayer , Württembergs Beitrag zu den rechtsvereinheitlichenden Bemühungen des Deut-
schen Bundes auf dem Gebiete des Privatrechts 1848–1866, Heidelberg 1974, S. 41 f. 

15 Prot. DBV (1856), § 71, S. 228. – Zur Vorgeschichte des bayerischen Antrags Siegmund 
Meiboom, Studien zur deutschen Politik Bayerns in den Jahren 1851–59, München 1931, 
S. 96 ff.; Walther Peter Fuchs, Die deutschen Mittelstaaten und die Bundesreform 1853–
1860, Berlin 1934, S. 82 ff.; Laufke, Festschrift Nottarp (o. Fn. 1), S. 1, 42 f. 

16 Vgl. hierzu Fuchs, Die deutschen Mittelstaaten und die Bundesreform (o. Fn. 15), 
S. 70 ff.; Rumpler , Das ADHGB als Element der Bundesreform (o. Fn. 1), S. 215, 219, 223; 
J. Müller, Deutscher Bund (o. Fn. 1), S. 163 ff. 

17 Maximilian II., Thronrede Seiner Majestät des Königs bei der Eröffnung des Land-
tages am 15. September 1855, S. 3. Ferner in: Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 
des bayerischen Landtages im Jahre 1855/56, Amtliche Protokolle, S. 9. 

18 Verhandlungen der Kammer der Reichsräthe des Königreichs Bayern vom Jahre 
1855/56, Bd. 1, S. 7 und S. 19–28, 20, 23 f.; Beilagen, Bd. 1, S. 5–8, 6. 

19 Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten des bayerischen Landtages im Jahre 
1855/56, Amtliche Protokolle, S. 13 und S. 14 f.; Stenographische Berichte, Bd. 1, S. 9 und 
S. 12–25. In Auszügen ferner bei Jürgen Müller (Bearb.), Quellen zur Geschichte des 
Deutschen Bundes, Abt. III, Bd. 2: Der Deutsche Bund zwischen Reaktion und Reform 
1851–1858, München 1998, Nr. 73, S. 322 ff. 
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insoweit pointierte Forderungen nach einem Bundesgericht und einer Volksver-
tretung auf Bundesebene aufzustellen, und nimmt stattdessen die vom zustän-
digen Ausschuss vorgeschlagene Fassung an, die aber nur im Ton und weniger 
in der Sache hinter diesen Forderungen zurückbleibt:

»Deutschlands Eintracht und Stärke aber, die gedeihliche Entwickelung des Bundes kann 
nur dadurch für alle Zukunft gesichert werden, daß die schon lange sehnlichst erwartete 
und feierlichst verheißene Ausbildung der Bundesverfassung den Völkern Deutschlands 
die unschätzbare Wohlthat eines gesicherten Rechtszustandes gewährleiste, ihrer Stimme 
auch am Bunde, wo ihre wichtigsten Angelegenheiten berathen werden, Gehör verschaffe 
und Beachtung finde.«20

Im Zuge dessen beauftragt der Bayerische Ministerpräsident von der Pfordten 
am 10. November 1855 den bayerischen Bundestagsgesandten damit,21 bei den 
anderen Bundestagsgesandten vorzufühlen, ob und inwieweit jeweils die Be-
reitschaft besteht, an einer Vereinheitlichung auf Bundesebene mitzuwirken zu-
mindest bezüglich der Politikfelder des Heimatrechts, der Auswanderung, des 
Handels- und Patentrechts, des Münz-, Maß- und Gewichtssystems sowie der 
Rechtshilfe. Als Vorbild einer »allgemeinen deutschen Handelsgesetzgebung« 
wird dabei bereits ausdrücklich die ADWO bezeichnet.22

Nach einigem diplomatischen Geplänkel zwischen München, Berlin und 
Wien stellt Bayern dann am 21. Februar 1856 in der Bundesversammlung neben 
den beiden Anträgen »über Ansässigmachung und Heimathsverhältnisse« (§ 69) 
bzw. »über Auswanderung« (§ 70) den bereits erwähnten Antrag »über Han-
delsgesetzgebung« (§ 71).23 Dieser wird (nach seiner Behandlung im handels-
politischen Ausschuss)24 bereits am 17. April 1856 von der Bundesversammlung 
angenommen,25 allerdings noch nicht von Preußen, das erst am 29. Mai 1856 

20 Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten des bayerischen Landtages im Jahre 
1855/56, Amtliche Protokolle, S. 15; Stenographische Berichte, Bd. 1, S. 24 (linke Sp.) und 
S. 25 (rechte Sp.). 

21 Der Zusammenhang zwischen der Adresse der Zweiten Kammer und der Initiative 
der Staatsregierung auf Bundesebene zeigt sich etwa auch in der Sitzung vom 22. Nov. 1855, 
als von der Pfordten auf eine Nachfrage des Abgeordneten Müller erklärt: »Was sodann in 
größerer Ausdehnung die Handels- und Industrieverhältnisse Deutschlands angeht, so hat 
die bayerische Regierung die Frage angeregt, ob man nicht in Bezug auf die Handelsgesetz-
gebung und manches, was damit in Zusammenhang steht, durch Bundesthätigkeit zu ge-
meinschaftlichen Resultaten gelangen könnte. Wenn ich auch heute nicht im Stande bin, nä-
her darauf einzugehen, so kann ich doch aussprechen, daß die Idee an und für sich bei den 
deutschen Bundesstaaten freundliche Aufnahme gefunden hat.« – Vgl. Verhandlungen der 
Kammer der Abgeordneten des bayerischen Landtages im Jahre 1855/56, Stenographische 
Berichte, Bd. 1, S. 262 f. 

22 J. Müller (Bearb.), Quellen zur Geschichte des Deutschen Bundes, Abt. III, Bd. 2 
(o. Fn. 19), Nr. 86, S. 382 ff., 384. Vgl. hierzu J. Müller, Deutscher Bund (o. Fn. 1), S. 211 f., 
214 f., 412 f. 

23 Prot. DBV (1856), § 69, S. 226; § 70, S. 227; § 71, S. 228. 
24 Prot. DBV (1856), § 116, S. 282 f. 
25 Prot. DBV (1856), § 141, S. 319. 
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